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Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften nehmen im Folgenden Stellung zum Gesetzesentwurf 
der Landesregierung zur „Neugestaltung des niedersächsischen Rechts der Tageseinrichtungen für 
Kinder und der Kindertagespflege“ (NKiTaG) sowie zu dem Gesetzesentwurf von Bündnis90/Die 
Grüne und FDP. 
 
Wir begrüßen, dass die niedersächsische Landesregierung die im Koalitionsvertrag festgehaltene 
und seit Jahren angekündigte Novellierung nun vorgelegt und an den Landtag übersendet hat. 
Dieser Schritt war dringend nötig, da das NKiTaG in vielen Bereichen nicht mehr den tatsächlichen 
Anforderungen „der Betreuungspraxis im frühkindlichen Bereich“ entspricht.  
2005 hat das Kultusministerium mit Vertreter*innen der freien und öffentlichen Träger sowie El-
ternvertreter*innen unter Berücksichtigung der Perspektiven der sozialpädagogischen Fachschulen 
und der Kolleg*innen der Grundschulen den Niedersächsischen Orientierungsplan erarbeitet. Dort 
wurden in aller Ausführlichkeit die Ansprüche festgehalten, die an Kindertageseinrichtungen und 
ihre Fachkräfte gestellt werden. Um diesen Ansprüchen gerecht werden zu können, erwarten die 
Fachkräfte der Kindertageseinrichtungen, dass für die Bildungs- und Erziehungsarbeit die dafür 
notwendigen Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. Im Koalitionsvertrag wird den Kinderta-
gesstätten ein eigener Bildungs- und Erziehungsauftrag gegeben, den die Landesregierung in einer 
Novelle des NKiTaG fortschreiben will, um die Qualität in der frühkindlichen Bildung zu verbes-
sern1. Die schon von der Vorgängerregierung angekündigten deutlichen strukturellen Qualitätsver-
besserungen in der frühkindlichen Bildung, Erziehung und Betreuung, wie beispielsweise die Ent-
wicklung eines Stufenplans zur Verbesserung des Fachkraft-Kind-Schlüssels im Kindergarten, blei-
ben jedoch auch bei dieser Novellierung des NKiTaG aus. 

Gute Qualität in Kindertagesstätten, ist nur mit guten und verlässlichen Rahmen- und Arbeitsbe-
dingungen zu erreichen. Konkret bedeutet dies insbesondere eine strukturelle Qualitätsverbesse-
rung und somit die Notwendigkeit eines besseren Fachkraft-Kind-Schlüssels, ausreichende Vor- 
und Nachbereitungszeiten und Kooperationszeiten. Ebenso wichtig sind ausreichend Zeitressour-
cen für eine fachlich angemessene Ausbildungsbegleitung sowie für die Leitung von Kindertages-
stätten. Nur dann können Kinder so begleitet und unterstützt werden, wie es aus pädagogischer 
Sicht richtig und notwendig wäre. Zugleich ist damit eine wichtige Grundlage geschaffen, um dem 
Fachkräftemangel und den auch weiterhin hohen Personalbedarfen der Einrichtungen Abhilfe zu 
verschaffen. Die Erfahrungen mit dem Stufenplan in der Krippe und mit der Richtlinie über die Ge-
währung von Zuwendungen zur Verbesserung der Qualität in Kindertagesstätten (QuiK) haben ge-
zeigt, dass Fachkraftstellen überraschend schnell besetzt werden können, wenn die Arbeitsbedin-
gungen stimmen.  

                                                             
1 Koalitionsvertrag Niedersachsen 2017-2022, CDU und SPD, S. 4. 
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Die Auswirkungen der Corona-Pandemie wie auch die Schuldenbremse dürfen nicht als Argument 
angeführt werden, dass die seit Jahren geforderten und notwendigen Qualitätsentwicklungen der 
Kindertageseinrichtungen auf dem jetzigen Stand festgeschrieben oder sogar in Teilen verschlech-
tert werden. Aus Sicht des DGB und seiner Mitgliedsgewerkschaften wird dem System der früh-
kindlichen Bildung, Erziehung und Betreuung in Niedersachsen nicht die dringend notwendige poli-
tische Priorität und Bedeutung zugemessen. Um die notwendigen Qualitätsverbesserungen vorzu-
nehmen bedarf es zusätzlicher finanzieller Mittel.  

Qualitätssteigerungen durch Kostenneutralität können im Bildungsbereich nicht erreicht werden: 
Mehr braucht Mehr. Die Kostenneutralität bedeutet nichts anderes, als dass sich an den Arbeitsbe-
dingungen nichts ändert, ein ganzes Berufsfeld abgewertet wird und auch zur Bildungsgerechtig-
keit nichts beigetragen wird.  
 
Nun liegt mit der „Neugestaltung des niedersächsischen Rechts der Tageseinrichtungen für Kinder 
und der Kindertagespflege“ ein Gesetzesentwurf der niedersächsischen Landesregierung vor, der 
weit hinter den Erwartungen und notwendigen Verbesserungen zurückbleibt und sich größtenteils 
auf Regelungen von Verwaltungshandeln sowie verpflichtenden Anpassungen des NKiTaG an bun-
desrechtliche Vorgaben beschränkt. Qualitative strukturelle Verbesserungen sind im vorliegenden 
Gesetz nicht in Sicht. Es finden vielmehr an mehreren Stellen Verschlechterungen statt (bspw. § 9, 
Abs. 3 können nun Personen in berufsqualifizierender Ausbildung/Studium als pädagogische Assis-
tenzkräfte eingesetzt werden, § 11, Abs. 1 die Abkehr davon, dass die zweite Fachkraft i.d.R. 
ein*e staatlich anerkannte*r Erzieher*in sein soll; Abs. 2 die Vertretungsmöglichkeit bei unvorher-
gesehener Abwesenheit der pädagogischen Fachkraft durch eine „andere geeignete Person“, § 8 
Abs. 3 gesetzlich verankertes Platzsharing). Das NKiTaG müsste aus Sicht des DGB und seiner Mit-
gliedsgewerkschaften als Landesgesetz dafür sorgen und gewährleisten, dass die Mindeststan-
dards so gesetzt und umfänglich ausfinanziert werden, dass die Ziele des NKiTaG und der Orientie-
rungspläne entsprechend umsetzbar sind. Das ist bisher aufgrund unzureichender Mindeststan-
dards nicht der Fall. Im vorliegenden Gesetzesentwurf ist zudem wieder einmal eine Chance ver-
passt worden, echte Qualitätssteigerungen gesetzlich festzuschreiben: Er trägt weder den heutigen 
noch den zukünftigen Anforderungen in den Kindertagesstätten Rechnung. Die seit vielen Jahren 
dringend notwendigen und geforderten qualitativen Verbesserungen werden nicht vorgenommen.  
Vor diesem Hintergrund ist der vorliegende Gesetzesentwurf des NKiTaG eine große Enttäuschung 
und nicht geeignet, die derzeitigen Probleme im System der frühkindlichen Bildung zu lösen. 
Darüber hinaus ist eine Stellungnahme zum NKiTaG ohne Vorlage der geplanten Durchführungs-
verordnungen nur eingeschränkt möglich. Bisherige Mindeststandards bspw. für Räume, Gruppen-
größen, Fachkraft-Kind-Relation werden erst in den Verordnungen geregelt werden und dürfen in 
keinem Fall abgesenkt werden.  
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Die Frage an die Landesregierung muss hier lauten, warum notwendige und sich nachweislich für 
das Land und die Menschen lohnende Investitionen in die Bildung nicht getätigt werden. Sparen 
bei der Bildung verhindert Wohlstandsgewinne2! Es scheint, als ob die Einhaltung der Kostenneut-
ralität wichtiger sei, als eine, wie von der Landesregierung so oft proklamierte, gute, qualitativ 
hochwertige frühkindliche Bildung in Niedersachsen.  
 
Die für den DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften zentralen Aspekte werden im Folgenden de-
taillierter ausgeführt:  
 
 
a) Anforderungen an eine Novellierung des NKiTaG  

Bildung, Erziehung und Betreuung (§ 1 Abs.1) 

Wir begrüßen, dass von der redaktionellen Zusammenfassung Abstand genommen wurde, die Trias 
Bildung, Erziehung und Betreuung durch den Begriff Förderung zu ersetzen.  

Anspruch auf Förderung und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf (§ 6, Abs. 5; § 

20, Abs. 4)  

Kinder haben nach dem SGB VIII einen Anspruch auf frühkindliche Förderung: nach Vollendung des 
ersten Lebensjahres in einer Tageseinrichtung oder in einer Kita, nach Vollendung des dritten Le-
bensjahres in einer Tageseinrichtung (und ggf. ergänzend in einer Kindertagespflege). Der Umfang 
der täglichen Förderung soll sich nach dem individuellen Bedarf richten. Dieser Rechtsanspruch aus 
dem SGB VIII wird in Niedersachsen mit einer täglichen „Kernzeit“ von mindestens vier Stunden 
täglich an fünf Tagen in der Woche umgesetzt. Ein Anspruch auf eine Ganztagsbetreuung besteht 
nicht. Den Anspruch auf vier Stunden täglich ist aus Sicht des DGB und seiner Mitgliedsgewerk-
schaften zu kurz und auch nicht im Sinne des SGB VIII: Der Umfang der Betreuung soll sich nach 
den tatsächlichen Bedarfen der Erziehungsberechtigten richten und der ist in aller Regel überwie-
gend größer als vier Stunden am Vormittag. Andernfalls ist eine verlässliche Vereinbarkeit von Fa-
milien und Beruf für die Eltern in Niedersachsen nicht gewährleistet. 

Inklusion (§ 4, Abs. 7) 

Obwohl die UN-Behindertenrechtskonvention bereits 2009 durch die Bundesregierung ratifiziert 
wurde und Inklusion vielfach gefördert und gelebt wird, bleibt das NKiTaG davon erstaunlicher-
weise fast vollkommen unberührt. Die langjährige gute Praxis der Integrationsgruppen findet keine 

                                                             
2 Krebs, Tom/ Scheffel, Martin (2017): Öffentliche Investitionen und inklusives Wachstum in Deutschland. Bertelsmann Stiftung, S. 27. 

(Online:  https://www.bertelsmann-
stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/NW_OEffentliche_Investitionen_und_inklusives_Wachstum.pdf) 
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Erwähnung. Des Weiteren lässt sich auch kein Rechtsanspruch auf einen integrativen Platz in einer 
Kindertagesstätte aus dem Gesetzesentwurf ableiten. Hier findet sich lediglich eine Sollvorschrift. 
Das ignoriert die vielfach gute Arbeit vor Ort und vor allem hilft diese Sollvorschrift Eltern nicht, ein 
echtes Wahlrecht auf die beste Förderung ihres Kindes mit einer Behinderung auszuüben. 

Bestehende Mindeststandards verbessern und weitere Standards 
schaffen 

Fachkraft-Kind-Relation (§§ 8, 9, und 11) 

Die Fachkraft-Kind-Relation ist eine der entscheidenden Stellschrauben für mehr Qualität in Kinder-
tagesstätten und ein zentraler Baustein, um Fachkräfte zu gewinnen und im Berufsfeld zu halten. 
Der seit Jahren unzureichende Fachkraft-Kind-Schlüssel ist nicht dazu geeignet, den gestiegenen 
Anforderungen aus Politik und Gesellschaft an die frühkindliche Bildung, der pädagogischen Arbeit 
in den Kindertagesstätten und der Umsetzung der Qualitätsanforderungen des Niedersächsischen 
Orientierungsplans gerecht zu werden. 
Die zusätzlichen Fachkräfte, die über das befristete „Gute-Kita-Gesetz“ finanziert und ebenso be-
fristet in der Richtlinie Qualität eingestellt werden können, sind keinesfalls ausreichend um die 
dringend notwendigen Verbesserungen für die Kinder und Beschäftigten zu gewährleisten. Davon 
abgesehen implizieren befristete Regelungen keine verlässlichen Perspektiven für Kinder, Eltern, 
Beschäftigte und Träger.  
Im Ländermonitor von 2018 hat die Bertelsmann-Stiftung aufgezeigt, dass nach ihren Berechnun-
gen 30-40% der Arbeitszeit nicht direkt mit dem Kind verbracht werden. 20-25% dieser Zeiten 
wiederum entfallen auf die Arbeiten, die als Verfügungszeiten definiert sind: u.a. Elterngespräche, 
Team- und Dienstbesprechungen, Vor- und Nachbereitung der pädagogischen Arbeit, Dokumenta-
tion, Sprachbildung und -förderung, Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen und Institutionen. 
Hinzukommen Abwesenheitszeiten durch Urlaub (durchschnittlich sechs Wochen), Krankheit 
(durchschnittlich zwei Wochen, Tendenz steigend) und Fortbildungen. Diese Zeiten sind planbar 
und müssen bei der Festlegung der Fachkraft-Kind-Relation berücksichtigt, eingerechnet und ent-
sprechend refinanziert werden. 
Fachlicher Konsens und Forderung der Fachkräfte ist, dass der Fachkraft-Kind-Schlüssel3 in den 
Kindertagesstätten unzureichend ist und den Anforderungen entsprechend angepasst und erhöht 
werden sollte.  
 
 
 

                                                             
3 https://www.laendermonitor.de/fileadmin/files/laendermonitor/methodiktexte/Methodik_qualitaet.pdf, S.4 
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Unsere Anforderungen an einen Fachkraft-Kind-Schlüssel:  
 

 Fachkraft-Kind-Schlüssel in Krippen: 1:3 

 Fachkraft-Kind-Schlüssel im Kindergarten: 1:7,5 

 Fachkraft-Kind-Schlüssel im Hort: 1:7,5 

 Mindeststandards im Ganztag/ „Ganztagsbildung“ der Schulkinder außerhalb des Unter-

richts in der Schule müssen im NKiTaG mit aufgenommen und analog der Mindestanfor-

derungen an Horte refinanziert werden. Dieses ist vor dem Hintergrund der Einführung 

des Rechtsanspruchs auf „Ganztagsbetreuung“ ab 2025 von besonderer Bedeutung.  

 
Im Gesetzesentwurf der Landesregierung muss die stufenweise Einführung zur Verbesserung des 
Fachkraft-Kind-Schlüssels, besonders in Kindergartengruppen für 3-6-Jährige in Form der einer drit-
ten Fachkraft verankert werden – im Gesetzesentwurf von Bündnis 90/Die Grünen und FDP ist dies 
vorgesehen (siehe S. 14). Dieses ist ein notwendiger Schritt und bietet eine verlässliche Perspektive 
für Beschäftigte, Eltern und Kinder, denn nur durch Verbesserungen der Rahmenbedingungen im 
beruflichen Alltag kann langfristig dem bestehenden Fachkräftemangel in Niedersachsen entge-
gengewirkt werden.  
 
Zu § 8 Größe der Kindertagesstätten und ihrer Gruppen, Absatz 1 und 2: 
Absatz 1: In der alten Fassung des NKiTaG wird die maximale Größe von Kitas auf fünf Gruppen 
beschränkt. Weiter wird allerdings ergänzt, dass das Landesjugendamt Ausnahmen zulassen kann. 
In der vorliegenden Fassung des Gesetzesentwurfs wird in der Begründung erläutert, dass dies 
nicht mehr notwendig sei – das Landesjugendamt prüfe Ausnahmen ohnehin im Rahmen der Be-
triebserlaubnis. Wünschenswert wäre hier ein ausformulierter Bestandsschutz für Kitas, die bereits 
jetzt schon mehr als fünf Gruppen haben sowie weiterhin eine explizite Erwähnung der Möglichkeit 
der Ausnahmeregelungen durch das Landesjugendamt. 
Absatz 2: Die Anzahl von Kindern in Gruppen in den Kindertagesstätten an die Möglichkeit der al-
tersentsprechenden Förderung zu koppeln und die Gruppengröße somit in das Ermessen des Trä-
gers zu legen, ist nicht akzeptabel. 
Prioritär ist ein der pädagogischen Arbeit angemessener Fachkraft-Kind-Schlüssel (siehe oben), 
dem in einem zweiten Schritt eine Konkretisierung der Gruppengröße, d.h. Verkleinerung, folgen 
muss. Die Konkretisierung sollte zudem nicht in einer Durchführungsverordnung, sondern aus 
Transparenzgründen unmittelbar im Gesetzestest ersichtlich sein.  
Absatz 3: Die gesetzlich verankerte Platzteilung ist abzulehnen. Zum einen werden zu diesem Vor-
haben nicht die entsprechend notwendigen personellen und zeitlichen Ressourcen zur Verfügung 
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gestellt. Zum anderen befürchten wir eine Beeinträchtigung des Bildungs-und Erziehungsauftrages 
wie auch, dass diese gesetzliche Regelung die Nachfrage erhöhen wird. 
 

Zu § 9 Pädagogische Fachkräfte in Kindertagesstätten, Absatz 2 und 3:  
Absatz 2: Der DGB und seine Mitgliedgewerkschaften begrüßen die Erweiterung des Fachkräfteka-
talogs um die Kindheitspädagog*innen und die damit verbundene Anerkennung des Fachkräfte-
mangels. Es müssen jedoch weitere Anstrengungen unternommen werden, um mehr Menschen für 
die Ausbildung und Tätigkeit in dem Feld zu gewinnen und zu halten. Hierzu sind die Ausbildungs-
Kapazitäten weiter zu erhöhen und Ausbildung attraktiver zu gestalten.  
Absatz 3: Kritisch bewerten wir, dass im Gesetzesentwurf als Pädagogische Assistenzkräfte auch 
Personen gelten, die sich noch im Ausbildungsverhältnis befinden. Werden sie bereits als vollwerti-
ge Assistenzkräfte herangezogen, so kann dies eine Überforderung für die Person selbst darstellen. 
Ebenso gilt diese mehr Belastung für die pädagogische Fachkraft, die sowohl die Verantwortung 
für die Kinder, wie auch die Ausbildung der/des Kolleg*in trägt. Pädagogische Fachkräfte in der 
Ausbildung sind Lernende, die durchgehend in der praktischen Arbeit durch ihre*n Anlei-
ter*in/Ausbilder*in begleitet werden und nicht auf den Personalschlüssel anzurechnen sind.  
Weiter ist kritisch zu bewerten, dass die bereits existierende und im Gesetzesentwurf ausgeweitete 
Anerkennung von Assistenzkräften, deren Anzahl im Zweitkraftbereich ansteigen soll, die Siche-
rung und Weiterentwicklung der Qualität nicht sicherstellt und zu einer Abwertung des gesamten 
Berufsfeldes führen wird.  
Für die pädagogischen Assistenzkräfte sollte zudem aus Sicht des DGB und seiner Mitgliedsge-
werkschaften ein Anspruch für eine Weiterqualifizierung zur pädagogischen Fachkraft festgehalten 
werden. Dieses dient als wichtige flankierende Maßnahme, um dem Fachkräftemangel zu begeg-
nen. 

Zu § 11 Personelle Mindestausstattung in den Gruppen Absatz 1 und 2: 
Durch den vorliegenden Gesetzesentwurf werden bereits bestehende unzureichende Mindestanfor-
derungen noch weiter verschlechtert: 
Absatz 1 und 2: Mit der im Gesetzesentwurf festgeschriebenen Regelung zur personellen Mindest-
ausstattung in den Gruppen können pädagogische Fachkräfte ersetzt werden durch pädagogische 
Assistenzkräfte und diese können wiederum ersetzt werden durch Helfer*innen. Während im noch 
geltenden NKiTaG die Anforderung formuliert war: „Sie (die zweite Betreuungskraft) soll in der 
Regel Erzieherin mit staatlicher Anerkennung sein“, fehlt dieser Anspruch im vorliegenden Geset-
zesentwurf des NKiTaG gänzlich. 
Durch diese Regelung ist davon auszugehen, dass die bestehende Fachkraftquote in den Kinderta-
gesstätten sinkt. Dieses führt zu vielfältigen negativen Auswirkungen u.a. auf die Qualität der pä-
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dagogischen Arbeit und leistet der weiteren Abwanderung der pädagogischen Fachkräfte aus dem 
Berufsfeld Vorschub. Schon heute verlassen rund 25 Prozent der Berufsanfänger*innen in den ers-
ten 3-5 Jahren das Berufsfeld Kita4. Aus gewerkschaftlicher Sicht muss die alte Regelung auch wei-
terhin Bestand haben.   
Absatz 2: Eine weitere Verschlechterung ist die neu aufgenommene Vertretungsregelung, für bis zu 
drei Tagen im Kalendermonat bei unvorhergesehener Abwesenheit einer pädagogischen Fachkraft 
eine andere geeignete Person mit der Wahrnehmung von Aufsichtspflichten betrauen zu können. 
Die Verantwortung bezüglich der Aufsichtspflicht und den damit zusammenhängenden Haftungs-
fragen werden auf die pädagogische Fachkraft bzw. auf die Kita-Leiter*in abgewälzt und sind 
nicht vertretbar. Vertreter*innenpools, die seit 2014 vermehrt aufgebaut wurden, um bei unvor-
hergesehenen Engpässen mit pädagogischen Fachkräften entsprechend Abhilfe zu leisten, droht 
mit dieser Regelung der Abbau.  
 
Mindeststandards Verfügungszeiten 

Zu § 12 Leitungs- und Verfügungszeiten, Absatz 2: 
Im Gesetzesentwurf werden die Verfügungszeiten für die mittelbare pädagogische Arbeit nicht den 
Anforderungen entsprechend angepasst und verbleiben auf dem bisherigen, völlig unzureichenden 
Niveau.   
Nötig sind aus Sicht des DGB und seiner Mitgliedsgewerkschaften für jede Fachkraft mindestens 
7,5 Wochenstunden für die mittelbare pädagogische Arbeit (z.B. Elterngespräche, Fallbesprechun-
gen, Vor- und Nachbereitungen, Dokumentationen) einzuplanen und festzuhalten. Darüber hinaus 
muss für die wöchentlichen Dienstbesprechungen die dafür notwendige Zeit zur Verfügung gestellt 
werden.  
 
Die in § 8 aufgenommene Platzteilung in Kindertagesstätten und die damit vorgesehene Erhöhung 
der Verfügungszeiten (siehe § 12, Abs. 2) orientiert sich zwar an der bisherigen gesetzlichen Rege-
lung, entspricht aber nicht dem tatsächlichen Mehraufwand und ist somit unzureichend.  

Zu § 14 Sprachbildung und Sprachförderung in Kindertagesstätten: 
Im vorliegenden Gesetzesentwurf sind für die Erfassung der Sprachkompetenz, die Planung und 
Durchführung individueller und differenzierter Sprachförderung und die Abstimmungsgespräche mit 
den Erziehungsberechtigten wiederholt keine weiteren zeitlichen Ressourcen hinterlegt. Der DGB 
und seine Mitgliedsgewerkschaften erwarten, dass bei einer solch verantwortungsvollen Aufgabe, 

                                                             
4 Fuchs-Rechlin, Kirsten/ Züchner, Ivo (Hrsg.) (2018): Was kommt nach dem Berufsstart? Mittelfristige berufliche Platzierung von Erzie-

herinnen und Erziehern und Kindheitspädagoginnen und Kindheitspädagogen, WIFF Studien Band 27. 

 



DGB-Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Neugestaltung des niedersächsi-

schen Rechts der Tageseinrichtungen für Kinder und der Kindertagespflege 

 

 

10 

die zudem gesetzlich verankert ist, die dafür notwendigen zeitlichen Ressourcen unbedingt abge-
bildet werden müssen. 
Die Rückführung der Sprachbildung und -förderung von der Schule zurück in die Kindertagesein-
richtungen haben wir in 2018 begrüßt, jedoch da bereits die hierfür zur Verfügung gestellten fi-
nanziellen und zeitlichen Ressourcen (zwei Stunden pro Gruppe und Woche) als völlig unzu-
reichend kritisiert. Diese Kritik gilt weiterhin. 

Ressourcen für die Leitung von Kindertagesstätten 

Zu § 10, Absatz 1: 
Kita-Leiter*innen spielen eine entscheidende Rolle für Qualität, Qualitätsentwicklung und Tea-
mentwicklung. Deswegen begrüßen wir es ausdrücklich, dass nun gesetzlich geregelt ist, dass jede 
Kindertagesstätte eine Kita-Leitung haben muss. 

Zu § 12 Leitungs- und Verfügungszeiten, Absatz 1: 
Die festgelegten zeitlichen Ressourcen für die Leitung sind jedoch völlig unzureichend und werden 
im vorliegenden Gesetzesentwurf auch nicht den aktuellen Anforderungen angepasst.  
Bislang gibt es unabhängig von den Aufgaben eine Stundenzuweisung. Die Kita-Leiter*innen brau-
chen umfangreichere zeitliche Ressourcen, Unterstützung, Beratung und fachliche Begleitung, die 
in diesem Umfang zurzeit nicht vorgesehen sind.  

 Viele Aufgaben von Kita-Leiter*innen fallen ungeachtet der Größe der einzelnen Einrich-

tung an. Grundsätzlich ist daher eine Sockelfreistellung für die Leitung von 20 Wochen-

stunden notwendig. 

 Zusätzliche Leitungsstunden sind wie folgt notwendig, um den Anforderungen qualitativ 

hochwertig entsprechen zu können: 

o 10 Wochenstunden ab einer täglichen Öffnungszeit von über sieben Stunden, 

o mind. 10 Wochenstunden für hinzukommende Leitungsbereiche (z.B. Familien-

zentrum), 

o variable Leitungsressourcen in Höhe von 1 Wochenstunde pro Mitarbeiter*in.  

 Gehen die Leitungsstunden über eine Vollzeitstelle für die*den Kita-Leiter*in hinaus, müs-

sen die übrigen Leitungsstunden auf die stellvertretenden Leiter*innen übertragen wer-

den. Grundsätzlich ist in einer Kindertagesstätte ab 40 Plätzen eine ständige Vertretung 
der Leitung notwendig und gesetzlich festzuschreiben. Hierfür ist ein Zeitsockel von 10 

Stunden vorzusehen.  
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Ressourcen und Qualifikation für Ausbildungsbegleitung  

Die Begleitung und Anleitung der sich in Ausbildung befindlichen zukünftigen Fachkräfte findet 
sich in diesem Gesetzesentwurf nicht wieder. Kindertageseinrichtungen sind Ausbildungsorte an 
denen die praktische Ausbildung stattfindet. Die Ausbildungszahlen der Fachkräfte haben in den 
letzten Jahren erfreulicherweise enorm zugenommen und die Bedeutung des Lernortes Praxis ist 
stark gewachsen. 
Die Begleitung der Ausbildung in der Praxis stellt pädagogische und praktische An- und Herausfor-
derungen dar, die angemessene Ressourcen erfordert. Für die wöchentliche Begleitung der Fach-
kräfte in Ausbildung und die Kooperation mit den berufsbildenden Schulen und Hochschulen ist 
aus Sicht des DGB und seiner Mitgliedsgewerkschaften für die Anleiter*innen/ Ausbilder*innen ein 
Kontingent von mindestens 5 Wochenstunden pro Auszubildende*m erforderlich. Pädagogische 
Fachkräfte, die Anleitungs- und Ausbildungsaufgaben übernehmen, sollten hierzu eine zertifizierte 
Qualifizierung erhalten und dafür von der Arbeit freigestellt werden. Die Kosten für die Qualifizie-
rung sind vom Träger zu übernehmen.  

Fachliche Beratung 

Zu § 13 Fachliche Beratung und Fortbildung, Absatz 1 und 2: 
Absatz 1: Eine gute und flächendeckende Fachberatung der Kindertagesstätten ist grundlegendes 
Element in der Qualitätsentwicklung. Träger, Leiter*innen und Fachkräfte werden durch Fachbera-
ter*innen in ihrer Arbeit kontinuierlich beraten, unterstützt und begleitet. Im Auftrag des Trägers 
vermitteln sie z.B. neue fachliche Erkenntnisse und informieren über aktuelle Entwicklungen. Sie 
beraten und begleiten einzelne Fachkräfte und Teams sowie Träger bei ihrer pädagogischen Aus-
richtung und Veränderungsprozessen. Sie organisieren fachlichen Austausch innerhalb des Träger-
systems und die Vernetzung mit anderen Institutionen wie bspw. Hochschulen, Administrationen 
und Fachorganisationen.  
Kurzum: Die Fachberatung hat einen anderen Aufgabenzuschnitt als die Fach- und Dienstaufsicht 
und darf daher mit dieser nicht verbunden werden. Vor allem muss sie verbindlich für jede Kinder-
tagesstätte und Tagespflegestelle gewährleistet sein.  

 Zeitressourcen für fachliche Beratung sowie die Qualifikation und Weiterbildung der Fach-

berater*innen im NKiTaG müssen festgeschrieben und mit finanzieller Förderung entspre-

chend gesichert werden:  

o 10 Wochenstunden für Trägerberatung und Netzwerkpflege, 

o 0,5 Wochenstunden pro Leiter*in und Fachkraft in den zu beratenden Kinderta-

gesstätten. 
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 Fachberater*innen sollten für diese Tätigkeit fachlich qualifiziert sein und über einen pä-

dagogischen oder einschlägigen Hochschulabschluss verfügen oder langjährig als qualifi-

zierte Leiter*in im Bereich der Kindertageseinrichtungen tätig gewesen sein. 

Absatz 2: Die „Soll-Regelung“ zum Themenkomplex Fortbildungen ist unzureichend. Von Beschäf-
tigten in Kindertageseinrichtungen wird eine hohe Fachlichkeit sowie emotionale und soziale Kom-
petenz erwartet. Die dafür erforderlichen Kenntnisse müssen dem aktuellen Stand der Wissenschaft 
entsprechen und kontinuierlich angepasst und erneuert werden. Fortbildungen dienen dem Erhalt 
der Arbeitsfähigkeit und der Anpassung an neue Gegebenheiten.  

 Um den hohen Anforderungen gerecht werden zu können, ist jede Fachkraft an mindes-

tens 10 Arbeitstagen für Fortbildung und/oder Supervision unter Fortzahlung der Bezüge 

vom Dienst freizustellen. Die für Fortbildungen und/oder Supervision entstehenden Kosten 

sind vom Träger zu übernehmen. 

 Zur beruflichen Weiterbildung und Qualifizierung sollen folgende systematische Weiterbil-

dungen von den Trägern verbindlich angeboten werden. Die Kosten sind dabei ebenfalls 

vom Träger zu übernehmen: 

o Weiterbildung der Assistenzkräfte zu pädagogischen Fachkräften, 

o Fortbildungen für neue Leiter*innen und stellvertretende Leiter*innen, 

o Fortbildungen für Anleiter*innen/ Ausbilder*innen, 

o Fortbildungen für erfahrene Fachkräfte (§8a SGB VIII). 

Technisches und hauswirtschaftliches Personal 

Ausreichend technisches und hauswirtschaftliches Personal in den Kindertagesstätten ist im NKi-
TaG verbindlich aufzunehmen. Für die technische und die hauswirtschaftliche Arbeit (z.B. Reini-
gung, Küche, Gebäudeinstandhaltung) muss ausreichend Personal zur Verfügung gestellt werden. 
Es ist nicht akzeptabel, dass das pädagogische Personal in den pädagogischen Zeiten hauswirt-
schaftliche Aufgaben übernimmt oder die Praktikanten*innen für ausbildungsfremde Tätigkeiten 
herangezogen werden. Solche Zusatztätigkeiten sind nicht im Rahmen der regulären Tätigkeit an-
gebracht. In pädagogischen Zeiten soll auch pädagogische Arbeit stattfinden! 

Trägerqualität 

Die Qualität in Kindertageseinrichtungen ist stark abhängig von der Qualität des Trägers. So zeigt 
sich in der Corona-Krise deutlich die Überforderung vieler Träger, die gesetzlich vorgeschriebene 
Arbeitgeberfürsorge zu übernehmen und verantwortlich auszugestalten.  
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 Das Betriebsgenehmigungsverfahren ist mit qualitätssichernden Maßnahmen zu hinterle-

gen und diese im NKiTaG aufzunehmen. Insbesondere sollten die Dienst- und Fachauf-

sicht qualitative Mindeststandards erfüllen:   

o Der Träger muss verpflichtet werden, in seinen Strukturen eine Funktionsstelle als 

übergeordnete Leitung einzurichten, die die Dienst- und Fachaufsicht über die 

Kita-Leiter*innen gewährleistet. Diese übergeordnete pädagogische Leitung 

muss über einen sozialwissenschaftlichen Hochschulabschluss auf Masterniveau 

und Berufserfahrung im Feld der Kinder- und Jugendhilfe verfügen.  

o Die Zeitressourcen müssen im Umfang von einem Zeitsockel von zehn Wochen-

stunden und einem variablen Teil von mindestens drei Wochenstunden pro Kin-

dertageseinrichtung zur Verfügung stehen.  

o Die Finanzierung dieser Stelle ist in die Personalkostenpauschale des Landes auf-

zunehmen.  

o Der Träger muss nachweisen, dass er Fachberatung im angegebenen Umfang zur 

Verfügung stellt.  

 Differenzierung der Kita-Leitungsaufgaben  

o Eine gesetzlich verankerte Trennung der Verantwortung und Aufgaben der Träger 

und Kita-Leiter*innen ist notwendig. Deutlich werden muss, welche Aufgaben 

durch die Kita-Leiter*innen und welche Aufgaben durch den Träger zu erledigen 

sind. Dazu sind überprüfbare Kriterien zu entwickeln. 

o Hierzu ist eine übergeordnete Dienst- und Fachaufsicht als übergeordnete Lei-

tung der Träger einzurichten, Leitungsaufgaben des Trägers müssen vom Träger 

wahrgenommen werden.  

o Kita-Leiter*innen sind soweit wie möglich von Verwaltungsarbeiten freizuhalten.  

 

Finanzhilfe für Personalausgaben 

Während die Tarifgebundenheit der öffentlichen Träger zu einer Entlohnung nach dem Tarifvertrag 
öffentlicher Dienst führt, ist dies bei den freien Trägern oftmals nicht der Fall. Der DGB und seine 
Mitgliedsgewerkschaften würde es begrüßen, wenn die Finanzhilfe an die tarifliche Entlohnung 
gekoppelt würde. Dies könnte beispielsweise durch eine Ergänzung des § 24 Absatz 4 geschehen. 
Die Durchsetzung der Finanzierung von Tarifverträgen der freien Träger gegenüber den Kommunen 
würde so erleichtert werden. 
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b) Gesetzesentwurf von Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen und FDP 
 
Den Gesetzesentwurf von Bündnis 90/ Die Grünen und FDP zur gesetzlichen Verankerung einer 
dritten Fachkraft in jeder Kindertagesstättengruppe bis 2030 begrüßen und unterstützen wir aus-
drücklich. So kann der Fachkraft-Kind-Schlüssel perspektivisch deutlich verbessert und gesetzlich 
abgesichert werden. 
Der Gesetzesentwurf trägt den gestiegenen Anforderungen im Bereich der frühkindlichen Bildung, 
Erziehung und Betreuung Rechnung. Zugleich wird mit der Einführung der dritten Fachkraft nach 
Verfügbarkeit der Fachkräfte dem aktuell bestehenden Fachkräftemangel und -bedarf Rechnung 
getragen. Die Erfahrungen mit der stufenweisen Einführung in der Krippe und der Richtlinie QuiK 
zeigen, dass Fachkraftstellen in vielen Fällen dann relativ schnell besetzt werden können, wenn die 
Arbeitsbedingungen stimmen. Gute Arbeitsbedingungen sind für die Fachkräfte ein wichtiges Krite-
rium bei der Wahl des Arbeitsplatzes und zugleich führen sie dazu, dass pädagogische Fachkräfte 
den Beruf nicht frühzeitig verlassen. 


